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Zusatzkosten bei Beethovenhalle verschwiegen 
Wurde das kommunale Haushaltsrecht wegen des Kommunalwahlkampfes gebrochen? 

 
Das Desaster um die Luxussanierung der Beethovenhalle setzt sich auch nach der Wiedereröffnung der 
Mehrzweckhalle offenbar ungebremst fort. Auch wegen der exorbitanten Mieten wird der Große Saal im 1. 
Halbjahr 2026 nur an 43 von 181 möglichen Tagen genutzt. Das ist ein Leerstand von 75 Prozent. Zugleich 
sind viele Besucher nach den ersten Veranstaltungen enXäuscht, da durch die denkmalgerechte Sanierung 
wesentliche Mängel in der Halle nicht besei[gt wurden. Das reicht von der katastrophalen Garderobensitu-
a[on bis zu akus[schen Mängeln je nach Platz im Saal. 
 
Eine besondere Dimension des Desasters zeigt sich bei den Kosten des Projekts: Es steht der Verdacht im 
Raum, dass die seit längerem absehbare erneute Überschreitung des vom Stadtrat beschlossenen Kos-
tenrahmens wegen der Kommunalwahl zugunsten der grünen Amtsinhaberin dem Rat und der Öffent-
lichkeit gezielt verschwiegen wurde. 
 
Im Herbst 2012 haXe OB Nimptsch (SPD) für die Hallensanierung eine erste Kostenschätzung 29,8 Mio € 
vorgelegt. Diese Summe erhöht sich dann fast monatlich in MillionenschriXen im Dezember 2015 beschloss 
der Rat 60,4 Mio €. Im Sommer 2019 nannte OB Sridharan (CDU) 166 Mio € als angebliche Höchstgrenze. 
 
Im Sommer 2022 engagierte die grüne Oberbürgermeisterin Dörner für einen Neuanfang den Diplom-Inge-
nieur Steffen Göbel mit seiner Berliner Beratungsfirma „dasbauprojekt GmbH“ “als neuen Projektleiter. In 
der Folge teilte sie dem Rat im November 2022 mit, dass die Kostenobergrenze für die Sanierung bei 224,2 
Mio € liege.  Darin sei ein Puffer von 12,2 Mio € für unvorhergesehene Ausgaben enthalten (Drs. 222222-01 
ST). Deshalb könne man sich auf diese Prognose verlassen. 
 
In der Ratssitzung am 8. Dezember 2022 gab der Rat diese Summe von 224,2 Mio € als Kostenobergrenze 
frei und folgte zugleich mit den S[mmen von Grünen, SPD, Linker und Volt dem Vorschlag von OB Dörner, 
den Rat innerhalb dieses Budgets nicht mehr im Einzelnen über Kostensteigerungen informieren zu müs-
sen. Seitdem versicherten OB Dörner, Projektleiter Göbel und die Verwaltung immer wieder, dass alle Kos-
tensteigerungen mit der im November 2022 beschlossenen Gesamtsumme abgedeckt sind. 
 
Das hat sich inzwischen als unzutreffend herausgestellt: Mit der Beschlussvorlage Drs. 260146 für die Rats-
sitzung am 5. Februar 2026 gab die Verwaltung nun – nach der Kommunalwahl - zu, dass die bisherigen 
Auskünme falsch waren, und beantragte einen Nachtrag („überplanmäßige Bereitstellung inves[ver MiXel“) 
von 6 Mio €. Dieser Nachforderung liegen nur 40 % der Schlussrechnungen zugrunde, so dass weitere 
Budgetnachträge wahrscheinlich sind. 
 
Einerseits räumt die Verwaltung in ihrem Beschlussvorschlag ein: „Seit Mai 2025 stehen keine Rückstellun-
gen mehr zur Verfügung“. Andererseits wird behauptet, dass zum Jahreswechsel 2025/26 „erstmals belast-
bare Erkenntnisse über den tatsächlichen Kostenaufwand“ möglich gewesen seien. Diese in sich wider-
sprüchliche Darstellung wirm viele Fragen auf, zumal es weiter heißt: „Seitens der beaumragten Projektüber-
wachung wurde über den Projektverlauf hinweg prognos[ziert, dass sich im Zuge der Schlussrechnungen 
Minderkosten ergeben würden. Diese Prognose hat sich überwiegend nicht bestä[gt.“ 
 
Wenn die Verwaltung im Wissen darum, dass die vom Rat beschlossenen MiJel, aufgebraucht sind („Seit 
Mai 2025 stehen keine Rückstellungen mehr zur Verfügung“), weitere kostenwirksame AuSräge erteilt 
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hat, drängt sich der Verdacht eines Verstoßes gegen das kommunale Haushaltrecht auf. Die Verwaltung 
darf nämlich nur MiJel verausgaben, die vom Rat zuvor beschlossen oder gesetzlich vorgeschrieben sind. 
 
Außerdem gibt es erhebliche Zweifel daran, dass den Verantwortlichen die fragliche Finanzierungslücke erst 
im Frühjahr 2025 bekannt wurde. Dabei stellt sich auch die drängende Frage, was eigentlich das Mo[v der 
Verantwortlichen war, die sich abzeichnende Finanzierungslücke nicht unverzüglich dem Rat mitzuteilen. 
 
Bei der Beantwortung dieser Fragen hilm zunächst der „Controllingbericht der Stabsstelle Konferenzzent-
rum/Beethovenhalle“, den das Dezernat II (Dezernat für Finanzen, Recht und Gesundheit) jeweils zum 
Quartalsende vorlegte. Unter der Überschrim „Zusammenfassende Darstellung des Gesamtprojekts (Eckda-
ten)“ findet sich dort die Spalte „“Puffer“ zur Gesamtkostenprognose gem. Angabe der Projektsteuerer“.  
Projektsteuerer war das Ingenieur- und Beratungsunternehmen Drees & Sommer. 
 
Diese Controllingberichte belegen eindeu[g, dass die vom Rat beschlossene Reserve für Unvorhergesehe-
nes in Höhe von 12,6 Mio € sehr schnell drama[sch zusammengeschmolzen war und schon im Herbst 2024 
bei nur noch 2 Mio € lag. Eigentlich häXe schon damals Alarm geschlagen werden müssen. Zum 31. März 
2025 waren nur noch 82.000 € übrig und zum 30. Juni 2025 alle Rücklagen aufgebraucht. 
 

SVchtag Controllingbericht Drucksache Verbleibende Summe 
31.12.2022 231018 12.672.104,41 € 
31.12.2023 240601 10.047.895,20 € 
31.03.2024 241454 8.290.200,75 € 
30.06.2024 241454 5.833.004,45 € 
30.09.2024 253078 2.016.833,90 € 
31.12.2024 253078 2.005.269,81 € 
31.03.2025 253200 82.879,61 € 
30.06.2025 253891 0 

 
Da sich die Controllingberichte ausdrücklich auf Angaben des Projektsteuerers Drees &Sommer beziehen, 
lagen die Zahlen dort schon vor den jeweiligen S[chtagen vor und sollten auch dem Projektleiter Göbel be-
kannt gewesen sein. Er hat darauf aber weder den Rat noch den Projektbeirat Beethovenhalle hingewiesen.  
 
Im Gegenteil: Offenkundig irreführend wurde dem Projektbeirat für seine Sitzung am 18. Juni 2025 von der 
Verwaltung sogar ein „Bericht zum aktuellen Sachstand“ (Drs. 253248) vorgelegt, in dem es mit dem Stand 
27. Mai 2025 ausdrücklich heißt: „Die Kostenprognose ist unverändert innerhalb des Budgets. Insgesamt 
gibt es noch 24,5 Mio. € liquide MiXel, was für die verbleibende Projektbauzeit inkl. Außenanlagen bis Ok-
tober einen durchschniXlichen MiXelabfluss von 4,9 Mio.€ zulässt.“ Diese Aussage steht in diametralem 
Widerspruch zu den Controllingberichten. Im Wortprotokoll der Sitzung ist vermerkt: „Herr Göbel, das Bau-
Projekt, erläutert den der Einladung beigefügten Sachstandsbericht ausführlich.“ 
 
Erst für die Ratssitzung am 5. Februar 2026, also mehr als ein Jahr nachdem alarmierenden Zahlen die Con-
trollingberichte vorlagen, informierten Verwaltung und Projektleiter den Rat. In der Beschlussvorlage Drs 
260146 beantragten sie die „Bereitstellung weiterer inves[ver MiXel zur Erhöhung des Gesamtbudgets“ in 
Höhe von 6 Mio €. In der Ratssitzung wurde Projektleiter Göbel ausdrücklich gefragt, warum die Informa-
[on über den Fehlbetrag „erst jetzt“ erfolge. Er behauptete nun, die Lücke erst bemerkt zu haben, nach-
dem im November 2025 die Schlussrechnungen der Firmen angefordert worden seien. Noch bei der Sit-
zung des Projektbeirates am 27. August 2025 sei er von einer Liquidität von 14,5 Mio € ausgegangen. Im 
Oktober/November seien es noch 8 Mio € gewesen. Entweder hat Herr Göbel hat also die Controllingbe-
richte nicht gelesen oder er hat die Zahlen dort ignoriert. Beides ist inakzeptabel. 
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Der General-Anzeiger berichtete am 15. Februar 2026 sogar, dass die frühere Oberbürgermeisterin Katja 
Dörner (Grüne) behaupte, nichts von den Budget-Problemen gewusst zu haben. Sie wird mit den Worten 
zi[ert: „Von den zusätzlichen Kosten der Beethovenhalle habe ich aus Ihrer Zeitung erfahren“. Es fällt 
schwer zu glauben, dass sie weder vom Projektleiter Göbel noch von Stadtkämmerer Fark, der seit dem 1. 
November 2024 im Amt ist, auf die sich abzeichnende Kostenüberschreitung hingewiesen wurde. Eigentlich 
musste man ausgehen, dass sich die Verwaltungschefin über den Verlauf dieses für die Stadt wich[gen und 
von der Öffentlichkeit stark beachteten Projektes auch aus eigenem Antrieb ständig informieren ließ. 
 
Es drängt sich allerdings der Verdacht auf, dass die seit Herbst 2024 absehbare überplanmäßigen Kosten-
steigerung wegen des Kommunalwahljahres 2025 unter der Decke gehalten wurde. Für ihre Wiederwahl 
hat Frau Dörner nämlich immer wieder auch mit der FerVgstellung der Beethovenhalle im von ihr vorge-
schlagenen Kostenrahmen geworben. Darin unterscheide sie sich von ihren Vorgängern. 
 
Im Sommer 2025 ließ Frau Dörner Plakate flächendeckend in ganz Bonn auwängen, die sie in der 
Beethovenhalle mit dem Slogan „Bonn gewinnt – feuertrunken“ zeigten. Zeitgleich verschickte sie im Au-
gust ca. sechs Wochen vor der Oberbürgermeisterwahl aus dem Stadthaus, also finanziert mit städ[schen 
MiXeln, an einen breiten Verteiler eine Ankündigung der Eröffnungsveranstaltung der Beethovenhalle am 
16. Dezember. StaX diese angesichts der bevorstehenden Oberbürgermeisterwahl neutral zu halten, 
schrieb sie einem Wahlausgang zu ihren Gunsten insinuierend: „Die Oberbürgermeisterin der Bundesstadt 
Bonn, Katja Dörner, freut sich, die Wiederöffnung der Beethovenhalle Bonn nach umfangreicher Moderni-
sierung und denkmalgerechter Sanierung gemeinsam mit Ihnen zu feiern.“ 
 
Angesichts dieser persönlichen Iden[fika[on mit der Halle im Kommunalwahlkampf, wäre es für Frau Dör-
ner sicher nicht vorteilham gewesen, wenn die sich abzeichnende Kostenüberschreitung vor dem Wahlter-
min öffentlich geworden wäre. Ein Ratsmitglied sprach diesen Verdacht in der Ratssitzung am 5. Februar 
2026 offen aus: „Wahrscheinlich häXe die Informa[on die schöne Feier von Frau Dörner gestört, als eben 
die Beethovenhalle eröffnet wurde, und damit liegt der Verdacht nahe, dass die Informa[on ganz bewusst 
verzögert worden ist.“ 
 
Projektleiter Göbel wies das in der Ratssitzung am 5. Februar 2026 nicht zurück, sondern ließ im Gegenteil 
erkennen, dass er eine mögliche Kostenlücke nicht im Wahlkampf thema[sieren wollte: „Ich häXe natürlich 
den Rat einberufen können mit einer sechs Wochen Vorlauffrist und dann häXen wir am 16. nicht eröffnet. 
…  Sie müssen wissen, Sie haben seit Juli/August letzten Jahres Wahlkampf gemacht …. Unser Beirat hat das 
letzte Mal im August getagt … Wenn ich jedes Mal gefragt häXe, wären wir nicht fer[g geworden.“ 
 
So entsteht der Eindruck: Verwaltungschefin Dörner und der von ihr eigens eingesetzte Projektleiter hiel-
ten sich offenbar sehenden Auges nicht an den Ratsbeschluss vom November 2022 mit der Kostenober-
grenze für Sanierungskosten. Sie informierten den Rat über die seit Herbst 2024 absehbare Kostenlücke 
nicht und täVgten zusätzliche Ausgaben, ohne im Rat die Freigabe der entsprechenden MiJel zu beantra-
gen. Das war offenkundig ein klarer Bruch des kommunalen Haushaltsrechts, der eine besondere Dimen-
sion dadurch erhält, dass ein Zusammenhang mit dem Kommunalwahlkampf nahe zu liegen scheint. 
 
Die Überprüfung dieser Vorgänge durch die Kommunalaufsicht ist dringend geboten und von mir in die 
Wege leitet. Dabei geht es um die Klärung zentraler Fragen 
 
1. Wurde für die Sanierung der Beethovenhalle kommunales Haushaltsrecht gebrochen? 
2. Seit wann war verwaltungsintern die absehbare Kostenlücke bei der Sanierung bekannt? 
3. Gibt es einen Zusammenhang zwischen der verspäteten InformaVon des Rates und dem Oberbürger-
meisterwahlkampf der Amtsinhaberin? 


